
Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a Abs. 1 BauGB und § 6a Abs. 1 BauGB 
 
 
Bauleitplanung der Stadt Lauterbach, Gemarkung Frischborn 

Bebauungsplan „Sondergebiet Solarpark Hofgut Eisenbach“ sowie Änderung des Flächennut-

zungsplanes in diesem Bereich 

 
 
1. Gründe der Wahl des vorliegenden Planes unter Beachtung anderweitiger Planungsmöglich-
keiten 
 
Das vorliegende Plangebiet und die Planung des Solarparks wurde bereits 2009/2010 begonnen, aller-

dings 2010 wegen geänderter Förderungsvorgaben wieder eingestellt. Im Vorfeld der Wiederaufnahme 

des Verfahrens 2019 hat die Stadt Lauterbach einen Scopingtermin mit den betroffenen Trägern öffent-

licher Belange am 27.11.2018 durchgeführt.  

Als Fazit konnte aufgeführt werden, dass für die Fortführung des Bauleitplanverfahrens folgende Ver-

fahren erforderlich sind:  

• Zielabweichungsverfahren  

• Bebauungsplan und Flächennutzungsplanänderung 

• Umweltbericht / Umweltprüfung 

• Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag  

• Orts- und Landschaftsbildanalyse (Visualisierung)  

Von den anwesenden Trägern öffentlicher Belange wurde das Projekt positiv begleitet, so dass das 

Planungsbüro und der Vorhabenträger der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Lauterbach die 

Weiterführung des Verfahrens empfohlen wurde.  

 

Die Themen Klima- und Ressourcenschutz fallen auch in den Aufgabenbereich der Raumordnung. So 

enthält das Raumordnungsgesetz (ROG) eine Reihe von Grundsätzen, die der Leitvorstellung einer 

nachhaltigen Raumentwicklung entsprechen. Gemäß dem Landesentwicklungsplan (LEP) des Landes 

Hessen ist bei der Planung und Realisierung der für eine bedarfsgerechte Bereitstellung von Energie 

erforderlichen Infrastruktur sowie der hierzu notwendigen Einrichtung zu berücksichtigen, dass die Po-

tenziale zur Verringerung des Energieverbrauchs und zur Nutzung regional und lokal erneuerbarer 

Energien ausgeschöpft werden. Diese Zielvorgaben werden auch im Regionalplan Mittelhessen 2010 

sowie im Teilregionalplan Energie Mittelhessen 20161 aufgegriffen. Verwiesen wird hierzu auf Kapitel 

1.5.2 der Begründung des Bebauungsplanes.  

 

Im Sinne dieser Ausführungen hat die Stadt Lauterbach zusammen mit einem Betreiber und Investor 

eine rund 46,5 ha umfassende Photovoltaik-Freiflächenanlage in der Gemarkung Frischborn geplant.  

Planziel des vorliegenden Bebauungsplanes war es, Bauplanungsrecht für diese Photovoltaik-Freiflä-

chenanlage (mit den dazugehörigen Nebenanlagen und technischen Einrichtungen) zu schaffen, die 

der Erzeugung erneuerbarer Energien dient. Hierzu soll gemäß § 11 Abs.2 BauNVO ein Sondergebiet 

Zweckbestimmung Photovoltaik-Freiflächenanlage in der südlichen Gemarkung Frischborn in der Stadt 

Lauterbach ausgewiesen werden.  
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Nach dem Regionalplan wird im Zuge der Planung von Standorten für Photovoltaikanlagen regelmäßig 

eine Prüfung von Standortalternativen gefordert, um das Vorhandensein bzw. Nicht-Vorhandensein von 

gemäß dem unter 7.2.3-2 genannten Grundsatz geeigneten Gebieten zu belegen.  

Ergänzend sind die Festlegungen des Teilregionalplans Energie Mittelhessen 2016 zu betrachten. 

An dieser Stelle muss auf die generelle Diskrepanz zwischen der Aufstellung des Teilregionalplanes 

Energie Mittelhessen 2016 und der Änderung des Erneuerbaren Energie Gesetzes (2017) hingewiesen 

werden. Woraus sich die Problematik ergibt, dass zahlreiche der Standorte aus dem Teilregionalplan 

Energie die „neuen“ Förderrichtlinien nicht beinhalten können. Aber auch die Flächenverfügbarkeit, nicht 

nur auf den Flächen des TRPEM, ist von entscheidender Bedeutung. Die ist bei der vorliegenden Pla-

nung zu 100% gegeben. Hinzu kommt die Nähe zum Einspeisepunkt und zur Gasverdichtungsstation 

Rixfeld.   

 

Abb. 1: Ausschnitt aus dem Teilregionalplan Energie Mittelhessen 2016 

 

 

 

In der Stadt Lauterbach gibt es 14 durch den Teilregionalplan Energie (TRPE) vorgegebene Vorbehalts-

gebiete für Freiflächen-Photovoltaikanlagen. Diese stellen aufgrund mehrerer Kriterien keine adäquate 
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Alternative dar. Zumal der vorliegende Standort des Plangebietes den Vorgaben des EEG entspricht. 

(Siehe auch Kapitel 1.7 Standortwahl in der Begründung zum Bebauungsplan). 

 

Aufgrund dieser raumordnerischen Vorgaben ist die Planung solcher Anlagen, vor allem aufgrund der 

Lage und Größe der Anlage, im Einzelfall zu betrachten und raumordnerisch zu bewerten. Der Abwei-

chungsantrag wurde seitens der Stadt Lauterbach parallel im Vorfeld der Entwurfsoffenlage zum Be-

bauungsplan erarbeitet und bei der zuständigen Abteilung des Regierungspräsidiums (Obere Landes-

planungsbehörde) abgegeben. 

Die Zielabweichung wurde mit Beschluss der Regionalversammlung am 27.01.2021 genehmigt. Somit 

ist die vorliegende Planung gemäß § 1 Abs.4 BauGB an die Ziele der Raumordnung angepasst. 

 

Aufgrund der o.a. Ausführungen bestehen keine Alternativen und anderen Planungsmöglichkeiten. 

 

 

 
2. Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange 
 
Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen und FNP-Änderungen ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB für die 

Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs.6 Nr.7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen, 

in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht be-

schrieben und bewertet werden. Der Umweltbericht ist ein gesonderter Teil der Begründung und wurde 

in den Verfahrensschritten des Bebauungsplanes und der FNP-Änderung beigefügt. 

Der Umweltbericht umfasst Kapitel zu den standörtlichen Rahmenbedingungen, Inhalten, Zielen und 

Festsetzungen des Planes, der Einordnung des Plangebietes und den in einschlägigen Fachgesetzen 

und Fachplänen festgelegten Zielen des Umweltschutzes, zu Emissionen, Abfällen und Abwässern, 

Risiken durch Unfälle und Katastrophen, Kumulierungswirkungen, Auswirkungen auf das Klima auch im 

Verhältnis zum Klimawandel, zur Nutzung von Energie sowie zum Umgang mit Fläche, Grund und Bo-

den. Das Ergebnis der Umweltprüfung wurde im Umweltbericht dokumentiert. Entsprechend § 2a 

BauGB ist der Umweltbericht Teil der Begründung zum Bebauungsplan/FNP-Änderung und unterliegt 

damit den gleichen Verfahrensschritten wie die Begründung an sich (u.a. Öffentlichkeitsbeteiligung und 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange).  

Umweltbericht mit integriertem landschaftspflegerischem Fachbeitrag und Aussagen zu den 

Schutzgütern Mensch, Gesundheit, Bevölkerung, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Boden, Wasser, 

Luft, Klima, Landschaft, Kultur- und sonstigen Sachgütern, Natura-2000-Gebiete sowie sonstige 

Schutzgebiete. 

Hinzu kommt eine Eingriffs- und Ausgleichsplanung zu dem durch den Bebauungsplan 

bauplanungsrechtlich vorbereiteten Eingriff in Natur und Landschaft und dessen Ausgleich. Ferner 

umfasst der Umweltbericht Angaben zu Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 

der nachteiligen Auswirkungen der Planung, zur Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung 

bzw. Nichtdurchführung der Planung, zu den in Betracht kommenden anderweitigen 

Planungsmöglichkeiten sowie zur Überwachung der Umweltauswirkungen, die aufgrund des 

Bebauungsplans auftreten können. 

Weitere umweltbezogene Informationen liegen vor: Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag in Bezug auf 

Vögel und Reptilien, ein Blendgutachten und eine Landschaftsbildbewertung (im UB)   

. 

 



3. Art und Weise der Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbetei-
ligung 
 
Die zu den Umweltbelangen im Rahmen der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung eingegangenen 

Anregungen und Hinweise wurden in Form einer Abwägung behandelt. Die Art und Weise, wie die An-

regungen und Hinweise im Bebauungsplan/Flächennutzungsplanänderung berücksichtigt wurden, sind 

im Detail in den Beschlussempfehlungen zu den jeweiligen Verfahrensschritten gemäß § 3 und § 4 

BauGB dokumentiert und zu entnehmen. Diese Beschlussempfehlungen wurden in Gremien entspre-

chend vorgestellt, diskutiert und letztlich von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen. 

Die wesentlichen Anregungen, Bedenken und Hinweise im Rahmen der Offenlage gemäß § 3 und § 4 

BauGB können wie folgt zusammengefasst werden und werden zusätzlich in der Begründung bzw. der 

Plankarte des Bebauungsplan und der FNP-Änderung aufgeführt und behandelt: 

 

• Boden und Wasser:  

Kein Hinweis auf Kampfmittel und Altlastenverdacht im Plangebiet, aber am Rande des Gebietes, Hin-

weise zum Bodenschutz und zur Bodenqualität allgemein, Vorschläge zur Verkleinerung der Fläche, 

Hinweise zur Betroffenheit der Lage innerhalb eines Heilquellenschutzgebietes, Umgang mit wasserge-

fährdenen Stoffen, zur Niederschlagswasserbewirtschaftung,  Bewertung der Planung im Hinblick auf 

den Eingriff in den Boden- und Wasserhaushalt, Abstände zu Gewässern (LK VB Kreisbauaufsicht, 

Wasser und Bodenschutz und Untere Naturschutzbehörde, LK VB Amt für den ländlichen Raum, Ge-

sundheitsamt, RP Gießen Dez. Grundwasserschutz und Altlasten, RP Darmstadt KMRD). 

Die Hinweise wurden in der Planung entweder in der Plankarte und / oder in der Begründung bzw. in 

der Abwägung behandelt.  

 

• Klima und Luft:  

Zu diesem Schutzgut liegen keine Stellungnahmen zum Entwurf vor.  

 

• Tiere und Pflanzen: 

Hinweise zur Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung, zum Artenschutz (u.a. Rebhuhn, Schwarz- und Braun-

kehlchen, Raubwürger, Neuntöter und Wachtel), zur Beweidung des Solarparks, zur Breite der Ge-

hölzanpflanzung und zur Mahd bzw. Gestaltung und Pflege der Grundstücksfreiflächen.  

(BUND, LK VB Kreisbauaufsicht, LK VB Untere Naturschutzbehörde, Naturschutz-Initiative). 

Die Hinweise wurden in der Planung entweder in der Plankarte und / oder in der Begründung bzw. in 

der Abwägung behandelt.  

 

• Biologische Vielfalt:  

Hinweise zur Alternativendiskussion, zu Biotopentwicklung, zu Blühstreifen und Rainstrukturen, Zer-

schneidungseffekten. 

(BUND, LK VB Kreisbauaufsicht und Untere Naturschutzbehörde, Naturschutz-Initiative). 

Die Hinweise wurden in der Planung entweder in der Plankarte und / oder in der Begründung bzw. in 

der Abwägung behandelt.  

 

• Landschaft:  

Hinweise zur Beeinträchtigung des Landschaftsbildes und zur Breite der Gehölzanpflanzung zur Mini-

mierung der Beeinträchtigung. 

(LK VB Kreisbauaufsicht und Untere Naturschutzbehörde, Naturschutz-Initiative). 

Die Hinweise wurden in der Planung entweder in der Plankarte und / oder in der Begründung bzw. in 

der Abwägung behandelt.  



 

• Natura-2000-Gebiete:  

Hinweise zu möglichen Auswirkungen der Planung auf das Vogelschutzgebiet. 

(LK VB Untere Naturschutzbehörde). 

Die Hinweise wurden in der Planung entweder in der Plankarte und / oder in der Begründung bzw. in 

der Abwägung behandelt.  

 

• Sonstige Schutzgebiete:  

Zu diesem Schutzgut liegen keine Stellungnahmen vor.  

  

• Mensch, Gesundheit und Bevölkerung: 

Hinweis kein Altlastenverdacht im Plangebiet, Hinweise zu Immissionen (Blendwirkung/Strahlung und 

Lärmimmissionen), keine Hinweise zu Kampfmitteln, (Hessen Mobil, RP Darmstadt KMRD, RP Gießen 

Dez. Altlasten, Immissionsschutz, ZAV). 

Die Hinweise wurden in der Planung entweder in der Plankarte und / oder in der Begründung bzw. in 

der Abwägung behandelt.  

 

• Kultur- und sonstige Sachgüter, kulturelles Erbe:  

Hinweise zur Beeinträchtigung des Schlosses Eisenbach und zu Bodendenkmäler. 

(LK VB Kreisbauaufsicht und Landesamt für Denkmalpflege). 

Die Hinweise wurden in der Planung entweder in der Plankarte und / oder in der Begründung bzw. in 

der Abwägung behandelt.  

 

• Gebiete zur Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität:  

Zu diesem Schutzgut liegen keine Stellungnahmen vor. 

 

• Sonstige Hinweise:  

Allg. Hinweise zu Photovoltaikanlagen 

(Naturschutz-Initiative) 

Die Hinweise wurden in der Planung entweder in der Plankarte und / oder in der Begründung bzw. in 

der Abwägung behandelt.  

 

Die konkreten Anregungen und Hinweise der Fachbehörden zu den verschiedenen Umweltbelangen 

sowie allen eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen sind im Rahmen der Ab-

wägungen ausführlich erörtert und behandelt worden, es wird auf die Ausführungen in den Verfahrens-

unterlagen zum Bebauungsplan sowie in den Genehmigungs- und Verfahrensunterlagen der Flächen-

nutzungsplanänderung verwiesen. 

 

 

Lauterbach, März 2021 


